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Einführung 

Mit der Schaffung  des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung hat der Gesetzgeber einen wichtigen Beitrag geleistet, um 
die Zusatzversorgung zur Rente der gesetzlichen Sozialversicherung siche-
rer und wirkungsvoller zu gestalten. Das gesetzgeberische Ziel war erklär-
termaßen darauf gerichtet, „durch gesetzliche Mindestnormen den Inhalt 
der betrieblichen Altersversorgung berechtigten sozialpolitischen Forde-
rungen"1 anzupassen. Dabei hat sich der Gesetzgeber nicht darauf be-
schränkt, die im Wege richterlicher Rechtsfindung vom 3. Senat des Bun-
desarbeitsgerichts vorbereitete Rechtslage im Bereich der Verfallbarkeit 
von Versorgungsanwartschaften  und der Auszehrung und Anpassung be-
trieblicher Ruhegelder2 zu bestätigen und weiter zu entwickeln, sondern er 
hat auch mit den Vorschriften  zur Insolvenzsicherung eine weitere Vervoll-
kommnung der betrieblichen Altersversorgung erreicht. 

Angesichts des beträchtlichen Schutzumfanges des Gesetzes kommt dem 
persönlichen Geltungsbereich eine besondere Bedeutung zu. Denn nicht nur 
Arbeitnehmer, sondern auch Selbständige, Organmitglieder und am Unter-
nehmen beteiligte Personen, wie ζ. B. Gesellschafter-Geschäftsführer, 
haben ein erhebliches Interesse, insbesondere im Insolvenzfall den Schutz 
und die Vorteile des Gesetzes in Anspruch zu nehmen. Der Gesetzgeber hat 
am Ende des arbeitsrechtlichen Teils in der Vorschrift  des § 17 BetrAVG3 

den Geltungsbereich des Gesetzes geregelt und in Abs. 2 S. 1 die Anwend-
barkeit der §§ 1 bis 16 auf Nicht-Arbeitnehmer ausgedehnt, wenn ihnen 
Leistungen der Alters-, Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung aus 
Anlaß ihrer Tätigkeit für ein Unternehmen zugesagt worden sind. 

Diese erhebliche Erweiterung des persönlichen Geltungsbereiches ist 
insoweit zu begrüßen, als Mitglieder von Gesellschaftsorganen und Selb-
ständige häufig nicht der gesetzlichen Sozialversicherung unterfallen und 
zur Wahrung des bisherigen Lebensstandards meist in besonderem Maße 
auf die betriebliche Versorgung angewiesen sind4. Andererseits bereitet die 

ι BT-Drucks. 7/1281, S. 19; vgl. auch BT-Drucks. 7/1167, S. 19 f. 
2 Leitentscheidungen des BAG: AP Nr. 156 zu § 242 BGB Ruhegehalt (Unverfall-

barkeit); AP Nr. 129 zu § 242 BGB Ruhegehalt (Auszehrung); AP Nr. 4 und 5 zu § 242 
BGB Ruhegehalt-Geldentwertung (Anpassung). 

3 §§ ohne Angabe des Gesetzes beziehen sich im folgenden stets auf Vorschriften 
des BetrAVG. 

4 Vgl. die Begründung des § 7 Abs. 1 des Regierungsentwurfs,  dessen Wortlaut mit 
dem heutigen § 17 Abs. 1 identisch ist - BT-Drucks. 7/1281, S. 30. 



12 Einführung 

extrem weit geratene Umschreibung des begünstigten Nicht-Arbeitnehmers 
der Praxis große Probleme, die sich vor allem aus den Vorschriften  über die 
Insolvenzsicherung ergeben. Denn nach dem Wortlaut des § 17 Abs. 1 S. 2 
müßte auch der Allein-Gesellschafter vom Geltungsbereich des Gesetzes 
erfaßt werden und im Insolvenzfall den Schutz der §§ 7 ff.  genießen dürfen. 

Es steht außer Frage, daß dieses Ergebnis mit dem eigentlichen Schutz-
zweck des Gesetzes und derv sozialpolitischen Zielvorstellungen des Gesetz-
gebers unvereinbar ist. Literatur und Rechtsprechung sind daher gefordert, 
die notwendige Korrektur vorzunehmen und praktikable Lösungsmodelle 
zu entwickeln, um den schützenswerten vom nicht schützenswerten Perso-
nenkreis abzugrenzen. Besondere Schwierigkeiten ergeben sich aus der Tat-
sache, daß die unterschiedlichen Gesellschaftsformen,  die Vielfalt der ver-
traglichen Gestaltungsmöglichkeiten sowie sonstige tatsächliche Umstände, 
wie ζ. B. familiäre Beziehungen, fachliches Leistungsvermögen etc., unzäh-
lige Fallkonstellationen nach sich ziehen, die jeden Einzelfall in einem 
anderen Lichte erscheinen lassen. Es ist daher sehr problematisch, das Ziel 
einer möglichst hohen Einzelfallgerechtigkeit  mit Hilfe von Abgrenzungs-
kriterien zu verwirklichen, die wegen der Notwendigkeit der Rechtssicher-
heit und Praktikabilität auf bestimmte typische Sachverhalte zugeschnitten 
sein müssen. 

Die erhebliche praktische Bedeutung des § 17 Abs. 1 S. 2 hat frühzeitig zu 
einer kontroversen Diskussion geführt,  in der sich Schrifttum und Recht-
sprechung um eine einschränkende Auslegung unter Heranziehung ver-
schiedener Lösungsmodelle bemüht haben. Der Bundesgerichtshof hat in 
seinen Grundsatzentscheidungen vom 28. 4.19805 und vom 9. 6.19806 eigene 
Grundsätze aufgestellt, die nach seiner Auffassung  dem Gesetzeszweck 
weitgehend Rechnung tragen und dennoch eine sichere Handhabung der 
Vorschrift  gewährleisten. Zweifel an der Richtigkeit der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung, sowie einer Reihe noch nicht abschließend geklärter Fra-
gen (ζ. B. die Behandlung von Gesellschaftern, insbesondere von persönlich 
haftenden Gesellschaftern im Falle erheblich vom Gesetz abweichender ver-
traglicher Vereinbarungen; Berücksichtigung von mittelbaren Beteiligun-
gen; die Bedeutsamkeit tatsächlicher Umstände, vor allem verwandtschaft-
licher Beziehungen) bildeten den Anlaß, um das Thema des persönlichen 
Geltungsbereiches des Betriebsrentengesetzes eingehend zu untersuchen. 

Im Ersten Abschnitt werden nach einer sorgfältigen Analyse der Regelun-
gen des § 17 Abs. 1 die verschiedenen Lösungsmodelle kritisch auf ihre 

5 I I ZR 254/78, Β GHZ 77, S. 94 = AP Nr. 1 zu § 17 BetrAVG mit Anm. Beitzke = DB 
1980, S. 1434 = BB 1980, S. 1046 = NJW 1980, S. 2254 = GmbHR 1980, S. 162 = ZIP 
1980, S. 354 = WM 1980, S. 709 = KTS 1980, S. 354. 

6 I I ZR 255/78, BGHZ 77, S. 233 = AP Nr. 2 zu § 17 BetrAVG = DB 1980, S. 1588 = 
BB 1980, S. 1215 = NJW 1980, S. 2257 = ZIP 1980, S. 562 = KTS 1980, S. 372 = WM 
1980, S. 818 = GmbHR 1980, S. 266 = JZ 1980, S. 688. 
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rechtliche Tragfähigkeit  und praktische Brauchbarkeit hin überprüft  und 
ein eigener Lösungsvorschlag bzw. Verbesserungsvorschläge entwickelt. Im 
Zweiten Abschnitt folgt eine Betrachtung der verschiedenen Fallgruppen. 
Diese Untersuchung hat zum Ziel, die Tauglichkeit oder Untauglichkeit der 
zuvor erörterten Abgrenzungskriterien im Einzelfall zu überprüfen.  Es ist 
der Nachweis zu erbringen, welches Lösungsmodell bei den in der Praxis 
auftretenden unterschiedlichen Sachverhaltsvarianten die Gewähr dafür 
bietet, daß der Normzweck, die praktische Handhabung und die notwendige 
Einzelfallgerechtigkeit  bestmöglich erfüllt  werden. 

In Ergänzung des Hauptthemas wird im Dritten Abschnitt ein Problem 
des zeitlichen Geltungsbereiches, die Insolvenzsicherung in den sog. Altfäl-
len, behandelt. Anlaß für dieses zusätzliche Kapitel ist eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts 7, in der das Bundesverfassungsgericht  in 
Widerspruch zur vorherigen Rechtsprechung des BAG und des BGH den 
Insolvenzschutz von unverfallbaren  Anwartschaften kraft  Richterrechts 
abgelehnt hat. Für viele Anwartschaftsberechtigte,  die vor Inkrafttreten  des 
Betriebsrentengesetzes aus ihrem Dienst- oder Arbeitsverhältnis ausge-
schieden sind, stellt sich die Frage, ob sie im Insolvenzfall einen Ersatz-
anspruch gegen den Pensions-Sicherungs-Verein aG erfolgreich  durch-
setzen können. Dies gilt insbesondere auch für Personen, die vor Geltung 
des Gesetzes von der Arbeitnehmer- in die Unternehmerstellung überge-
wechselt sind und von diesem Zeitpunkt an nicht mehr dem persönlichen 
Schutzbereich des Gesetzes unterfallen. 

Dieser Problemkreis des Insolvenzschutzes in den sogenannten Altfällen 
stellt die wohl einzig bedeutsame Zweifelsfrage  im Bereich der zeitlichen 
Geltung des BetrAVG dar, so daß sich die Erörterung der zeitlichen An-
wendbarkeit des Gesetzes auf diesen Punkt beschränkt. 

7 Beschluß vom 19. 10. 1983 - 2 BvR 298/71, BVerfGE 65, S. 196 = NJW 1984, 
S. 476 = DB 1984, S. 190 = BB 1984, S. 341 = BetrAV 1984, S. 49 = ZIP 1984, S. 94 = 
WM 1984, S. 107. 




